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Teil A Planungsrechtliche Festsetzungen 

 Rechtsgrundlagen 

 ▪ Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 

2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 

20. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 394) 

▪ Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsver-

ordnung – BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 

21.November 2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch Artikel 2 des 

Gesetzes vom 3. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176) 

▪ Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne sowie über die Darstel-

lung des Planinhalts (Planzeichenverordnung 1990 – PlanZV 90) vom 18. 

Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), zuletzt geändert durch Artikel 3 des 

Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802) 

▪ § 4 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) in der Fassung 

vom 24. Juli 2000 (GBl S. 581, ber. S. 698), zuletzt geändert durch Artikel 1 

des Gesetzes vom 12. November 2024 (GBl. 2024 Nr. 98) 

 

  

A1 Art der baulichen Nutzung 

A1.1 Allgemeines Wohngebiet 

A1.1.1 Zulässig sind 
- Wohngebäude, 
- die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden, Schank- und Speise-

wirtschaften sowie nicht störenden Handwerksbetriebe, 
- Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche 

Zwecke. 
 

A1.1.2 Ausnahmsweise können zugelassen werden 
- Betriebe des Beherbergungsgewerbes, 
- sonstige nicht störende Gewerbebetriebe, 
- Anlagen für Verwaltungen. 

 
A1.1.3 Nicht zulässig sind 

- Gartenbaubetriebe, 
- Tankstellen. 

 
  

A2 Maß der baulichen Nutzung 

A2.1 Grundflächenzahl (GRZ) 

A2.1.1 Die durch Planeintrag festgesetzte Grundflächenzahl darf mit Anlagen nach 
§ 19 Abs. 4 BauNVO bis zu einer Grundflächenzahl von 0,6 überschritten wer-
den. 
 

A2.1.2 Allgemein darf die Grundfläche mit überdachten Stellplätzen, Garagen und Ne-
bengebäuden, deren Überdachung dauerhaft begrünt ist, um 0,1 bis zu einer 
Grundflächenzahl von 0,7 überschritten werden. 
 

A2.1.3 Hiervon abweichend darf auf dem Grundstück Flst.-Nr. 444 die Grundfläche 
durch Anlagen nach § 19 Abs. 4 BauNVO allgemein bis zu einer Grundflächen-
zahl von 0,7 überschritten werden. 
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A2.1.4 Versiegelte Flächen wie Zufahrten, Zugänge, Wege dürfen mit ihrem Versiege-
lungsfaktor angerechnet werden. 
 

A2.1.5 Hiervon abweichend darf auf dem Grundstück Flst.-Nr. 445/5 die Grundfläche 
durch Anlagen nach § 19 Abs. 4 BauNVO allgemein bis zu einer Grundflächen-
zahl von 0,8 überschritten werden. 
 

  

A2.2 Geschossflächenzahl (GFZ) 

A2.2.1 Siehe Planeintrag. 
 

  

A2.3 Höhe baulicher Anlagen 

A2.3.1 Die maximale Höhe baulicher Anlagen wird durch die Festsetzung von Wandhö-
he (WH) und Firsthöhe (FH) bestimmt (siehe Planeintrag). 
 

A2.3.2 Die Wandhöhe ist der äußere Schnittpunkt der Außenwand mit der Oberkante 
der Dachhaut. Bei Dachaufbauten darf die Wandhöhe um bis zu 2,0 m über-
schritten werden. 
 

A2.3.3 Die Firsthöhe ist der oberste Punkt der Dachhaut. 
 

  

A3 Bauweise 

A3.1 Offene Bauweise: o 

A3.1.1 Siehe Planeintrag. 
 

  

A4 Überbaubare Grundstücksflächen 

A4.1 Die überbaubaren Grundstücksflächen sind in der Planzeichnung durch Bau-
grenzen festgesetzt und gelten nur oberhalb der Geländeoberfläche. 
 

A4.2 Dachüberstände dürfen im Bereich des Gewässerrandstreifen die Baugrenze bis 
zu einer Tiefe von 0,75 m überschreiten. 
 

A4.3 Nebenanlagen gemäß § 14 BauNVO sowie Stellplätze und Garagen mit ihren 
Zufahrten gemäß § 12 BauNVO können auch außerhalb der überbaubaren 
Grundstücksflächen zugelassen werden. 
Innerhalb des Gewässerrandstreifens sind hierbei bauliche Anlagen, innerhalb 
des Waldabstands Gebäude unzulässig. 
 

  

A5 Verkehrsflächen 

A5.1 Öffentliche Straßenverkehrsflächen 

A5.1.1 Die Aufteilung der öffentlichen Verkehrsflächen innerhalb der Straßenbegren-
zungslinie ist nicht verbindlich. 
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A6 Führung von Versorgungsanlagen und –leitungen 

A6.1 Versorgungsleitungen sind nur als unterirdische Leitungen zulässig. 
 

A6.2 Versorgungsanlagen wie Trafostationen und Schaltkästen sind auch als oberirdi-
sche Einrichtungen zulässig. 
 

  

A7 Flächen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwick-
lung von Boden, Natur und Landschaft 

A7.1 Dacheindeckungen aus Kupfer, Zink oder Blei sind nur in beschichteter Form 
zulässig. Die Festsetzung gilt nicht für untergeordnete Bestandteile des Daches 
wie beispielsweise Seitenverkleidungen von Dachgauben, Dachrinnen und Re-
genfallrohre. 
 

A7.2 Stellplatzflächen sind mit versickerungsfähigem Auf- bzw. Oberbau auszuführen. 
 

A8 Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 

A8.1 Auf den Baugrundstücken ist je angefangene 300 m² ein standortgerechter klein- 
bis mittelkroniger Laubbaum mit einem Stammumfang von mindestens 14/16 cm, 
bei Obstbäumen mindestens 12 cm, gemessen in 1 m Höhe, zu pflanzen, zu 
erhalten und bei Abgang zu ersetzen. Von nicht autochthonen Sorten ist abzu-
sehen. 
 

A8.2 Zu verwenden sind folgende Bäume und Sträucher: 
- halb- und hochstämmige Obstbäume (alte, regionale Sorten) 
- Carpinus betulus (Hainbuche) 
- Cornus sanguinea (Roter Hartriegel) 
- Acer campestre (Feldahorn) 
- Prunus padus (Traubenkirsche) 
- Salix caprea (Salweide) 
- Sambucus nigra (Schwarzer Holunder). 

 
A8.3 Der Gewässerrandstreifen ist mit einer wird mit einer extensiven Wiesenmi-

schung anzulegen. Auf dem Grundstück Flst.-Nr. 445 sind einzelne standorthei-
mischen Strauchgruppen (mindestens zehn Sträucher) bepflanzen. Zu verwen-
den sind Sträucher des Herkunftsgebietes 7 (Süddeutsches Hügel- und Berg-
land) wie z. B. Hasel, Gewöhnliches Pfaffenhütchen und Schlehe. Von dieser 
Festsetzung ausgenommen ist der Bereich der bestehenden Zufahrt auf dem 
Grundstück Flst.-Nr. 446. 
 

  

A9 Zuordnung von Maßnahmen zum Ausgleich von Eingriffen in Natur 
und Landschaft an anderer Stelle 

A9.1 Die Entwicklung eines Lebensraumes für Mauer- und Zauneidechsen auf dem 
Grundstück Flst.-Nr. 445 der Gemarkung Ohlsbach in Form einer mehrreihige 
Trockenmauer mit einer Länge von zehn Metern inklusive vorgelagerter Sandlin-
se sowie zusätzlichem Totholzhaufen von etwa vier Quadratmetern wird den 
Eingriffen im Geltungsbereich dieses Bebauungsplans vollständig zugeordnet 
(siehe AM2 – Neuer Lebensraum für Mauer- und Zauneidechsen; artenschutz-
rechtliche Abschätzung mit worst-case-Betrachtung vom 06.07.2024, Bioplan, 
Bühl). 
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A9.2 Das Aufhängen von mindestens sieben Kästen für höhlenbrütende Vogelarten 
und Fledermäuse auf dem Grundstück Flst.-Nr. 445 der Gemarkung Ohlsbach 
wird den Eingriffen im Geltungsbereich dieses Bebauungsplans vollständig zu-
geordnet (siehe VoM1 – Neue Quartiermöglichkeiten für Vögel und Fledermäu-
se; artenschutzrechtliche Abschätzung mit worst-case-Betrachtung vom 
06.07.2024, Bioplan, Bühl). 
 

  

A10 Nachrichtliche Übernahmen 

A10.1 Gewässerrandstreifen 

A10.1.1 Nach § 38 Abs. 4 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) und § 29 Abs. 3 Wassergesetz 
für Baden-Württemberg (WG) ist in Gewässerrandstreifen verboten: 

- die Umwandlung von Grünland in Ackerland, 
- das Entfernen von standortgerechten Bäumen und Sträuchern, ausge-

nommen die Entnahme im Rahmen einer ordnungsgemäßen Forstwirt-
schaft sowie das Neuanpflanzen von nicht standortgerechten Bäumen 
und Sträuchern, 

- der Umgang mit wassergefährdenden Stoffen, ausgenommen die An-
wendung von Pflanzenschutzmitteln und Düngemitteln, soweit durch 
Landesrecht nichts anderes bestimmt ist und der Umgang mit wasserge-
fährdenden Stoffen in und im Zusammenhang mit zugelassenen Anlagen, 

- die nicht nur zeitweise Ablagerung von Gegenständen, die den Wasser-
abfluss behindern können oder die fortgeschwemmt werden können, 

- der Einsatz und die Lagerung von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln, 
ausgenommen Wundverschlussmittel zur Baumpflege und Wildbiss-
schutzmittel, in einem Bereich von fünf Metern, 

- die Errichtung von baulichen und sonstigen Anlagen, soweit sie nicht 
standortgebunden oder wasserwirtschaftlich erforderlich sind und 

- die Nutzung als Ackerland in einem Bereich von fünf Metern ab dem 1. 
Januar 2019; hiervon ausgenommen sind die Anpflanzung von Gehölzen 
mit Ernteintervallen von mehr als zwei Jahren sowie die Anlage und der 
umbruchlose Erhalt von Blühstreifen in Form von mehrjährigen nektar- 
und pollenspendenden Trachtflächen für Insekten. 
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Teil B Örtliche Bauvorschriften 

 Rechtsgrundlagen 

 ▪ § 74 der Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) in der Fassung 

vom 5. März 2010, zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 20. 

November 2023 (GBl. S. 422) 

▪ § 4 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) in der Fassung 

vom 24. Juli 2000 (GBl S. 581, ber. S. 698), zuletzt geändert durch Artikel 1 

des Gesetzes vom 12. November 2024 (GBl. 2024 Nr. 98) 

 

  

B1 Äußere Gestaltung baulicher Anlagen 

B1.1 Dachgestaltung 

B1.1.1 Zulässig sind: 
Satteldach (SD) mit einer Dachneigung von 30° bis 40°, 
Walmdach mit einer Dachneigung von 20° bis 25°. 
 

B1.1.2 Für Dachaufbauten und Dächer untergeordneter Gebäudeteile sind auch Flach-
dächer bzw. flach geneigte Dächer mit einer Neigung von ≤ 15° zulässig. 
 

B1.1.3 Es sind nur rote, braune und anthrazitfarbene Dacheindeckungen zulässig. Gla-
sierte oder reflektierende Dacheindeckungen sind nicht zulässig. Zusammen-
hängende Dachflächen sind im gleichen Farbton zu halten. Hiervon ausge-
nommen sind Photovoltaikanlagen oder solarthermische Anlagen. 
 

B1.1.4 Für Garagen, Carports, Nebenanlagen und untergeordnete Bauteile sind Flach-
dächer und flach geneigte Dächer mit einer Neigung von ≤ 15° zulässig. Dach-
flächen von Garagen, Carports und Nebenanlagen sind extensiv mit Gräsern, 
Kräutern oder Sedum-Arten zu begrünen. Photovoltaikanlagen oder solarther-
mische Anlagen sind auf diesen Dächern nicht zulässig. 
 

  

B1.2 Außenwände 

B1.2.1 Die Außenwände sind in Holz, Putz, Ziegel, Naturstein, Sichtbeton und Glas 
auszuführen. Metallverkleidungen sind nur für untergeordnete Bauteile zulässig. 
 

  
  

B2 Werbeanlagen 

B2.1 Werbeanlagen sind nur an der Fassade bis zum oberen Wandabschluss zuläs-
sig. Die Größe darf 0,5 m² nicht überschreiten. 
 

B2.2 Selbstleuchtende Werbeanlagen und Werbeanlagen mit wechselndem beweg-
tem Licht sowie Booster (Lichtwerbung am Himmel) sind nicht zulässig. 
 

  

B3 Gestaltung der unbebauten Flächen 

B3.1 Nicht überbaute Flächen der bebauten Grundstücke 

B3.1.1 Die Grundstücksbereiche, die nicht von Gebäuden, Nebenanlagen oder sonsti-
gen baulichen Anlagen überdeckt werden, sind als Grün- oder Gartenflächen 
anzulegen bzw. zu gestalten. Die befestigten Flächen sind auf ein unbedingt 
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erforderliches Maß zu beschränken. 
 

B3.1.2 Mit dem jeweiligen Bauantrag ist ein Grünflächengestaltungsplan mit detaillier-
ten Aussagen bzgl. der Bepflanzung und des Umfangs der befestigten Flächen 
sowie mit der Angabe der Belagsart vorzulegen. 
 

B3.1.3 Großflächig mit Steinen bedeckte Flächen, auf denen hauptsächlich Steine zur 
Gestaltung verwendet werden und Pflanzen nicht oder nur in geringer Zahl vor-
kommen (Schottergärten), sind nicht zulässig. 
 

  

B3.2 Aufschüttungen, Abgrabungen, Stützmauern 

B3.2.1 Mauern, die keine Stützmauern sind, sind nicht zulässig. Stützmauern sind als 
Naturstein-Trockenmauern (naturbelassen, gebrochen, geschnitten) herzustel-
len und dürfen eine Höhe von 1,5 m nicht überschreiten. Sofern Stützmauern 
entlang der Grundstücksgrenzen errichtet werden, ist nur eine maximale Mau-
erhöhe von 1,0 m zulässig. 
 

  

B3.3 Einfriedungen 

B3.3.1 Zulässig sind Einfriedungen mit Sträuchern und Hecken sowie Holz-, Maschen-
draht- oder Doppelstabzäunen bis zu einer Höhe von 1,8 m, gemessen von der 
Geländeoberkante. Die Einfriedung mit elektrisch betriebenen Umzäunungen ist 
nicht zulässig. 
 

B3.3.2 Unzulässig sind Einfriedungen aus Blech, Glasbausteinen und Beton sowie 
Stacheldraht. 
 

B3.3.3 Zäune sind mit einem Abstand von mindestens 0,15 m zwischen Boden und 
Zaun auszuführen. 
 

B3.3.4 Mit Hecken- und Gehölzpflanzungen ist entlang der öffentlichen Verkehrsflä-
chen ein Abstand von mindestens 0,5 m einzuhalten. 
 

  

B3.4 Plätze für bewegliche Müllbehälter 

B3.4.1 Standflächen für Müllbehälter sind an ihren Außenkanten, ausgenommen im 
Bereich der Zufahrten bzw. Zuwege, mit Schutzwänden einzufrieden oder durch 
Hecken zu umpflanzen, deren Höhe mindestens den Behältern entspricht. 
 

  

B4 Außenantennen 

B4.1 Je Hauptgebäude ist die Errichtung einer Antenne oder Satellitenantenne zu-
lässig. 
 

  

B5 Anzahl der Stellplätze 

B5.1 Die Stellplatzverpflichtung wird auf 2,0 Stellplätze pro Wohnung festgesetzt. 
Hierbei ist jeweils mindestens 1,0 Stellplatz als Garage oder überdachter Stell-
platz herzustellen. 
 

B5.2 Nicht zulässig ist, die einer Wohnung zuzurechnenden Stellplätze hintereinan-
der liegend anzuordnen. 
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B6 Anlagen zum Sammeln, Verwenden oder Versickern von Nieder-
schlagswasser 

B6.1 Je 100 m² versiegelter Grundstücksfläche ist ein Drosselabfluss von maximal 
1,5 l/s zulässig. Hiervon ausgenommen ist das Grundstück Flst.-Nr. 444. 
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Teil C Hinweise 

C1 Altlasten 

 Werden bei Erdarbeiten ungewöhnliche Färbungen und/oder Geruchsemissio-
nen (z. B. Mineralöle, Teer, ...) wahrgenommen, so ist umgehend das Landrats-
amt Ortenaukreis zu unterrichten. Aushubarbeiten sind an dieser Stelle sofort 
einzustellen. 
 

  

C2 Denkmalschutz 

 Sollten bei der Durchführung der Maßnahme archäologische Funde oder Be-
funde entdeckt werden, sind gemäß § 20 DSchG die Denkmalschutzbehörde(n) 
oder die Gemeinde umgehend zu benachrichtigen. Archäologische Funde 
(Steinwerkzeuge, Metallteile, Keramikreste, Knochen, etc.) oder Befunde (Grä-
ber, Mauerreste, Brandschichten, bzw. auffällige Erdverfärbungen) sind bis zum 
Ablauf des vierten Werktages nach der Anzeige in unverändertem Zustand zu 
erhalten, sofern nicht die Denkmalschutzbehörde oder das Regierungspräsidi-
um Stuttgart, Referat 84 – Archäologische Denkmalpflege (E-Mail: abtei-
lung8@rps.bwl.de) mit einer Verkürzung der Frist einverstanden ist. Auf die 
Ahndung von Ordnungswidrigkeiten gem. § 27 DSchG wird hingewiesen. Bei 
der Sicherung und Dokumentation archäologischer Substanz ist zumindest mit 
kurzfristigen Leerzeiten im Bauablauf zu rechnen. 
 

  

C3 Baugrunduntersuchung 

 Auf Grundlage der am Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau vor-
handenen Geodaten bilden im Plangebiet quartäre Lockergesteine (Auensand, 
Holozäne Abschwemmmassen) unbekannter Mächtigkeit den oberflächennahen 
Baugrund. Darunter sind Gesteine des kristallinen Grundgebirges zu erwarten. 
 
Mit lokalen Auffüllungen vorangegangener Nutzungen, die ggf. nicht zur Lastab-
tragung geeignet sind, mit einem oberflächennahen saisonalen Schwinden (bei 
Austrocknung) und Quellen (bei Wiederbefeuchtung) des tonigen/tonig-
schluffigen Verwitterungsbodens sowie mit einem kleinräumig deutlich unter-
schiedlichen Setzungsverhalten des Untergrundes ist zu rechnen. Ggf. vorhan-
dene organische Anteile können zu zusätzlichen bautechnischen Erschwernis-
sen führen. Der Grundwasserflurabstand kann bauwerksrelevant sein. 
 
Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren Planungen (zum 
Beispiel zum genauen Baugrundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur Gründung, 
zur Baugrubensicherung und dergleichen) wird die Durchführung objektbezoge-
ner Baugrundgutachten gemäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 empfohlen. 
 

C4 Schutz vor Starkregen 

 Zum Schutz vor Überflutungsschäden aufgrund bei Starkregen oberirdisch ab-
fließenden Wassers sind die Gebäude und Nebengebäude bis zu einem Was-
serspiegel von 15 cm über Straßenoberkante durch entsprechend gestaltete Kel-
lerzugänge und Tiefgarageneinfahrten usw. gegen oberirdisch eindringendes 
Wasser zu sichern. 
 

  

mailto:abteilung8@rps.bwl.de
mailto:abteilung8@rps.bwl.de
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C5 Vermeidung von überschüssigem Erdaushub 

 Die Menge von überschüssigem Bodenaushub ist auf das unvermeidbare Maß 
zu reduzieren. Der Bodenaushub ist, soweit möglich, im Plangebiet oder in der 
Umgebung zur Geländegestaltung zu verwenden bzw. auf den einzelnen Bau-
grundstücken zu verwerten. Dies kann durch die Erstellung eines Gutachtens 
zum Erdmassenausgleich erfolgen. Für den Fall, dass ein Erdmassenausgleich 
im Bereich des Geltungsbereichs des Bebauungsplanes nicht möglich ist, sind 
überschüssige Erdmassen anderweitig zu verwerten (z. B. Verwertung für Lärm-
schutzmaßnahmen; Dämme von Verkehrswegen). Unbelasteter Erdaushub kann 
auch für Bodenverbesserungen, für Rekultivierungsmaßnahmen oder andere 
Baumaßnahmen Verwendung finden, soweit dies technisch möglich, wirtschaft-
lich zumutbar und rechtlich möglich ist. 
 

  

C6 Vorgaben Beleuchtung gemäß § 21 Naturschutzgesetz BW 

 (1) Eingriffe in die Insektenfauna durch künstliche Beleuchtung im Außenbereich 
sind zu vermeiden. Beim Aufstellen von Beleuchtungsanlagen im Außenbe-
reich müssen die Auswirkungen auf die Insektenfauna, insbesondere deren 
Beeinträchtigung und Schädigung, überprüft und die Ziele des Artenschutzes 
berücksichtigt werden. Beleuchtungen, die sich in Naturschutzgebieten, Nati-
onalparken, Naturdenkmalen, geschützten Landschaftsbestandteilen und ge-
setzlich geschützten Biotopen befinden oder in diese hineinstrahlen, sind, 
soweit sie nicht aus Gründen der Verkehrssicherheit erforderlich sind, nur in 
Ausnahmefällen von der zuständigen Naturschutzbehörde oder mit deren 
Einvernehmen zu genehmigen. 

(2) Es ist im Zeitraum 
1. vom 1. April bis zum 30. September ganztägig und 
2. vom 1. Oktober bis zum 31. März in den Stunden von 22 Uhr bis 6 Uhr ver-
boten, die Fassaden baulicher Anlagen zu beleuchten, soweit dies nicht aus 
Gründen der öffentlichen Sicherheit oder der Betriebssicherheit erforderlich 
oder durch oder auf Grund einer Rechtsvorschrift vorgeschrieben ist. 

(3) Ab dem 1. Januar 2021 neu errichtete Beleuchtungsanlagen an öffentlichen 
Straßen, Wegen und Plätzen sind mit einer den allgemein anerkannten Re-
geln der Technik entsprechenden insektenfreundlichen Beleuchtung auszu-
statten, soweit die Anforderungen an die Verkehrssicherheit eingehalten sind, 
Gründe der öffentlichen Sicherheit nicht entgegenstehen oder durch oder auf 
Grund von Rechtsvorschriften nichts Anderes vorgeschrieben ist. Gleiches gilt 
für erforderlich werdende Um- und Nachrüstungen bestehender Beleuch-
tungsanlagen. Im Übrigen sind bestehende Beleuchtungsanlagen unter den 
in Satz 1 genannten Voraussetzungen bis zum Jahr 2030 um- oder nachzu-
rüsten. 

 
  

C7 Artenschutz 

 Zur Vermeidung eines Verstoßes gegen das artenschutzrechtliche Verbot der 
Zerstörung von Lebensstätten besonders geschützter Arten (§ 44 I Nr. 3 
BNatSchG) sind die Vermeidungsmaßnahmen VM1 – VM6 (siehe artenschutz-
rechtliche Abschätzung mit worst-case-Betrachtung vom 06.07.2024, Bioplan, 
Bühl) zu beachten. 
 

  

C8 Vogelschlag 

 Vögel sind nicht in der Lage durchsichtige sowie spiegelnde Glasfronten als Hin-
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dernis wahrzunehmen (Schmid, Doppler, Heynen, & Rössler, 2012). Betroffen 
sind sowohl ubiquitäre, aber auch seltene und bedrohte Arten. Der Vogelschlag 
an Glas stellt somit ein signifikantes Tötungsrisiko dar. Das Kollisionsrisiko lässt 
sich durch die nachfolgend beschriebenen Maßnahmen deutlich reduzieren. 
Beim unverzichtbaren Bau großer Fensterfronten, Fassadenöffnungen und Bal-
kone > 2 m² Glasfläche und > 50 cm Breite ohne Leistenunterteilung sollten ge-
eignete Maßnahmen und Materialien gemäß dem Stand der Technik ergriffen 
bzw. verwendet werden, um Vogelschlag an Glasflächen zu vermeiden. Durch 
die Verwendung von Glas mit geringem Außenreflexionsgrad < 15 % (Schmid, 
2016) können Spiegelungen reduziert werden. Die dadurch entstehende Durch-
sicht kann durch halbtransparentes (bearbeitetes bzw. gefärbtes) Glas, Folien 
oder Muster vermindert werden. Es sind ausschließlich hochwirksame Muster, 
die durch genormte Flugtunneltests geprüft worden sind (Kategorie A der öster-
reichischen Norm ONR 191040 zur Verwendung im deutschsprachigen Raum), 
zu verwenden. Einzelne Greifvogel-Silhouetten sowie UV-Markierungen sind 
nach aktuellem Erkenntnisstand nicht ausreichend wirksam und somit ungeeig-
net. Zum aktuellen Stand der Technik siehe Länderarbeitsgemeinschaft der Vo-
gelschutzwarten (http://www.vogelschutzwarten.de/glasanflug.htm), Schweizeri-
sche Vogelwarte Sempach (https://vogelglas.vogelwarte.ch) sowie Wiener Um-
weltanwaltschaft (https://wua-wien.at/naturschutz-und-
stadtoekologie/vogelanprall-an-glasflaechen). 
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